
Parlament von 25 permanent anwesenden Abgeordn eten ist zweifellos 
schneller erschöpft als eine grosse Volkvertretung, da kaum die Möglichkeit 
besteht, sich zwischendurch zu entfernen und zu erfrischen. Wenn dann 
wichtige Vorlagen wie die Landesrechnung und der Rechenschaftsbericht 
von 22 bis 2.30 Uhr in einem Zug durchberaten werd en51, kann keine 
grosse Kontroileistung erwartet werden. Dieses Problem könnte im Zuge 
der Einführung von Sessionen und eines für die Festsetzung der Tagesord
nung zuständigen Büros beho ben werden. 

3. Arbeitsbedingungen 
Es ist zweifellos sinnvoll und entspricht den liechtensteinischen Grössen-
verhältnissen, dass der Landtag als Milizparlament konzipiert ist.1 Indessen 
sind seine Arbeitsbedingungen so zu gestalten, dass er seine Aufgaben bes
ser wahrnehmen kann. 

a) Parlamentsinfrastruktur 

Die ungenügende räumliche Infrastruktur sowie das Fehlen von eigentli
chen Parlamentsdiensten für die einzelnen Abgeordneten, die Fraktionen 
und die Kommissionen wurde als S chwachstelle erkannt. 

machtstellung eines Präsidenten wirksam zu begrenzen und gäbe anderen Abgeordneten 
die Gelegenheit, sich im Präsidium zu profilieren und die Landtagsarbeit mitzuprägen. 
Eine Amtsdauerbegrenzung hätte allerdings auch Nachteile: die personellen Ressourcen 
des Parlaments sind sehr beschränkt, und es wären wohl kaum alle Abgeordneten in der 
Lage, diese Aufgabe sachkundig und effizient zu erfüllen. Kommt hinzu, dass auch die 
zusätzliche Zeitbelastung nur von wenigen Parlamentariern getragen werden könnte. 
Durch die Vergrösserung des Landtags auf 25 Mitglieder wurde die personelle Basis für die 
Selektion des Parlamentspräsidenten deutlich vergrössert. Eine Amtsdauerbegrenzung auf 
beispielsweise zwei Jahre wäre deshalb im vergrösserten Landtag möglich unaim Interesse 
der Machtteilung mindestens prüfenswert. (In der Schweiz ist die Amtsdauerbegrenzung 
der Präsidenten von National- und Ständerat sogar auf Verfassungsstufe geregelt; vgl. Art. 
78 Abs. 2 BV; Art. 82 Abs. 2 BV und Art. 8 Abs. 1 Geschäftsreglement des NR; Art. 5 Abs. 
3 Geschäftsreglement des SR.) Im Interesse der Ausschöpfung der personellen Ressourcen 
wäre vorzusehen, dass ein abtretender Landtagspräsident nach einer bestimmten Frist (bei
spielsweise nach vier Jahren) erneut als Präsident wählbar ist. 

51 Rechenschaftsbericht 1982, 29.6.1983; vgl. auch LT Prot 85 V 1273. 
1 Zur Begriffsbestimmung vgl. RIKLIN, Entwurf, 119 ff. 
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